Kantonsrat St.Gallen 29.18.01

Kantonsratsbeschluss Uber die Gesetzesinitiative «Familien starken
und finanziell entlasten»

Antrag der Regierung an die vorberatende Kommission betreffend Gegenvorschlag
vom 30. Oktober 2018
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Zusammenfassung

Im Zuge der Beratungen des XV. Nachtrags zum Steuergesetz einerseits und der Gesetzesinitia-
tive «Familien starken und finanziell entlasten» anderseits zeichnet sich ein politischer Kompro-
miss ab, der verschiedene steuer- und sozialpolitische Massnahmen einbezieht. Als ein Element
dieses Kompromisses sollen die Kinder- und Ausbildungszulagen im Kanton St.Gallen gegeniber
den bundesrechtlichen Mindestansétzen um Fr. 30.— angehoben werden. Dies kann in Form ei-
nes Gegenvorschlags zur genannten Gesetzesinitiative erfolgen, namentlich tiber einen Nachtrag
zum Einfilhrungsgesetz zur Bundesgesetzgebung Uber die Familienzulagen. Mit dem vorliegen-
den Antrag beantragt die Regierung der vorberatenden Kommission, dafiir die entsprechenden
Vorkehrungen zu treffen.
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Herr Prasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir stellen Ihnen hiermit Antrag betreffend den Entwurf des Kantonsratsbeschlusses uber die Ge-
setzesinitiative «Familien starken und finanziell entlasten» sowie betreffend die Aufstellung eines
Gegenvorschlags.

1 Ausgangslage

Die Regierung hat dem Kantonsrat das Geschaft 29.18.01 «Kantonsratsbeschluss Uber die Ge-
setzesinitiative <Familien starken und finanziell entlasten>» vom 14. August 2018 zugeleitet. Die
Gesetzesinitiative sieht vor, dass die Kinder- und Ausbildungszulagen im Kanton St.Gallen ge-
genuber den bundesrechtlichen Mindestansatzen um Fr. 50.— angehoben werden. In ihrem Be-
richt und Antrag vom 14. August 2018 hat die Regierung dem Kantonsrat beantragt, die Geset-
zesinitiative abzulehnen und sie einzuladen, dem Kantonsrat einen Gegenvorschlag betreffend
Beteiligung der Arbeitgebenden an der Finanzierung der familien- und schulergénzenden Kinder-
betreuung zu unterbreiten. Die vorberatende Kommission, die zudem das Geschéaft 40.18.04
«Familien- und schulergdnzende Kinderbetreuung im Kanton St.Gallen» beréat (nachfolgend voKo
29.18.01/ 40.18.04), tagte am 8. Oktober 2018 und hat eine weitere Sitzung auf den 8. Novem-
ber 2018 angesetzt.

Ebenfalls hat die Regierung dem Kantonsrat das Geschéaft 22.18.12 «XV. Nachtrag zum Steuer-
gesetz» zugeleitet, der insbesondere die Umsetzung des Bundesgesetzes Uber die Steuerreform
und die AHV-Finanzierung (STAF) zum Gegenstand hat. Die vorberatende Kommission zum

XV. Nachtrag zum Steuergesetz tagte am 22. Oktober 2018 und am 25. Oktober 2018. Aufgrund
der Beratungen dieser Kommission zeichnet sich ein politischer Kompromiss unter Einschluss
verschiedener steuer- und sozialpolitischer Massnahmen ab. Als eine sozialpolitische Mass-
nahme wird in Aussicht genommen, die Kinder- und Ausbildungszulagen gegeniber den bundes-
rechtlichen Mindestanséatzen um Fr. 30.— anzuheben. Diese Massnahme kann als Gegenvor-
schlag zur Gesetzesinitiative beschlossen werden.

2 Haltung der Regierung

Die Regierung hat in ihrem Bericht 29.18.01 ausgefihrt, aus welchen Griinden sie eine Erhéhung
der Familienzulagen als sozialpolitisches Instrument zur Familienférderung sowie eine automati-
sche Koppelung der St.Galler Ansatze an die Bundesansétze kritisch beurteilt. Die Regierung er-
achtet jedoch eine Erh6hung der Familienzulagen im Rahmen eines Gesamtkompromisses, der
verschiedene steuer- und sozialpolitische Massnahmen umfasst, als vertretbar.

3 Verfahren und weiteres Vorgehen

Mit dem vorliegenden Antrag beantragt die Regierung der voKo 29.18.01 / 40.18.04, zuhanden
des Kantonsrates einen Gegenvorschlag zur Gesetzesinitiative in Form eines ausformulierten
Entwurfs zu beschliessen (siehe Anhang). Damit wirde auch der Kantonsratsbeschluss tber die
Gesetzesinitiative «Familien starken und finanziell entlasten» geméass Entwurf der Regierung ge-
andert. Der Kantonsrat wirde den Gegenvorschlag in zwei Lesungen beraten (erste Lesung: No-
vembersession 2018; zweite Lesung und Schlussabstimmung: Februarsession 2019).

Dem Initiativkomitee steht es frei, die Gesetzesinitiative jederzeit und bis spatestens innert sieben
Tagen nach der Schlussabstimmung tber den Gegenvorschlag zuriickziehen (Art. 56 Abs. 3 des
Gesetzes Uber Referendum und Initiative [sGS 125.1; abgekuirzt RIG]). In diesem Fall kéme es
nicht zu einer Volksabstimmung Uber die Gesetzesinitiative. Wird die Gesetzesinitiative vor der
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Schlussabstimmung Uiber den Gegenvorschlag zurlickgezogen, setzt der Kantonsrat die Bera-
tung Uber den Gegenvorschlag im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren fort, wenn er nicht die
Behandlung abbricht (Art. 58 Abs. 1 RIG). Der verabschiedete Gegenvorschlag untersteht dann
dem fakultativen Gesetzesreferendum? (Art. 58 Abs. 2 RIG). Dies gilt auch, wenn die Gesetzes-
initiative erst nach der Schlussabstimmung liber den Gegenvorschlag (innert sieben Tagen) zu-
riickgezogen wird.?

4 Finanzielle Auswirkungen

4.1 Allgemein

Auf Grundlage der Berechnungen in Abschnitt 3.2 des Berichts 29.18.01 der Regierung vom
14. August 2018, die auf einer Erhéhung der Kinder- und Ausbildungszulagen gegeniber den
bundesrechtlichen Mindestanséatzen um Fr. 50.— basieren, lassen sich fur eine Erhéhung um
Fr. 30.— folgende Aussagen treffen:

Die Zulagensumme fir Familienzulagen an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer betrug im Jahr
2016 238 Mio. Franken. Eine Erhdhung der Zulagen um Fr. 30.— wirde zu einer Zunahme von
33,6 Mio. Franken auf 271,6 Mio. Franken je Jahr fihren. Die Zulagensumme fiir Selbstandig-
erwerbende betrug im Jahr 2016 5,5 Mio. Franken. Die Erhéhung der Zulagen um Fr. 30.— wirde
bei diesen zu einer Zunahme um rund 0,8 Mio. Franken auf 6,3 Mio. Franken je Jahr fuhren.

4.2 Kanton

Der Kanton ist zustandig fur die Finanzierung der Zulagen an Nichterwerbstatige sowie zuguns-
ten des Staatspersonals. Die Zulagensumme fur Nichterwerbstatige betragt gut 3,5 Mio. Franken
je Jahr. Bei einer Erhéhung der Familienzulagen um Fr. 30.— wirde sich der Betrag der Zulagen-
summe auf rund 4 Mio. Franken je Jahr erhdhen, was einer Zunahme von rund 500'000 Franken
entspricht. Wie der Rechnung 2016 zu entnehmen ist, betrugen die Kantonsbeitrage fir die Kin-
der- und Ausbildungszulagen des Staatspersonals 18 Mio. Franken. Die Erh6hung der Zulagen
um Fr. 30.— wirde Mehrausgaben von rund 2,6 Mio. Franken je Jahr nach sich ziehen.

Durch die Einkommenssteuern, die auf die erhthten Familienzulagen bei allen steuerpflichtigen
Empfangerinnen und Empfangern im Kanton erhoben wiirden, ist auf der anderen Seite ein
Mehrertrag von rund 2,1 Mio. Franken je Jahr zu erwarten.

5 Referendum

Die Erh6hung der Familienzulagen fuhrt zulasten des Kantons zu jahrlich wiederkehrenden Mehr-
ausgaben von voraussichtlich 2,6 Mio. Franken in seiner Rolle als Arbeitgeber (Familienzulagen
zugunsten des Staatspersonals) sowie von weiteren 500'000 Franken zugunsten der Nichter-
werbstéatigen. Damit ist die Betragsgrenze von 1,5 Mio. Franken, die bei wiederkehrenden neuen
Jahresausgaben das obligatorische Finanzreferendum auslost (Art. 6 RIG), Uberschritten.

Nach Art. 9 RIG unterstehen jedoch Erlasse Uber die Besoldung des Staatspersonals nicht dem
Finanzreferendum. Indirekt handelt es sich beim Gegenvorschlag bzw. bei dem Teil des Gegen-
vorschlags, der materiell die Familienzulagen des Staatspersonals betrifft, um einen solchen Er-
lass Uber die Besoldung des Staatspersonals, weil Familien- und weitere Zulagen Teil der Ent-

Siehe zur Frage des Referendums auch Abschnitt 5.

Wird die Gesetzesinitiative nicht fristgerecht zuriickgezogen, erfolgt die Volkabstimmung Uber die Gesetzesinitia-
tive und den allfalligen Gegenvorschlag (Art. 50 RIG i.V.m. Art. 44 Abs. 2 und 3 sowie Art. 48 Abs. 2 und 3 RIG).
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schadigungen aus dem Arbeitsverhéltnis sind. Dies ergibt sich auch aus der Systematik des Per-
sonalgesetzes (sGS 143.1; abgekirzt PersG), in dem die Zulagen im Zusammenhang mit dem
Lohn und weiteren Entschadigungen aufgefuhrt sind (vgl. Art. 35 ff. PersG).

Damit sind nur die Mehrausgaben aus der Erhéhung der Familienzulagen zugunsten der Nichter-
werbstéatigen finanzreferendumsrechtlich relevant. Die Summe von jahrlich 500'000 Franken er-
reicht die Betragsgrenze fur das obligatorische Finanzreferendum nicht. Folglich untersteht der
Gegenvorschlag — unter der Voraussetzung, dass die Gesetzesinitiative fristgerecht zurlickgezo-
gen wird (siehe oben Abschnitt 3) — dem fakultativen Gesetzesreferendum.

6 Antrag

Wir beantragen lhnen, Herr Prasident, sehr geehrte Damen und Herren, dem Kantonsrat zu be-

antragen, im Entwurf des Kantonsratsbeschlusses Uiber die Gesetzesinitiative «Familien starken

und finanziell entlasten»:

— Ziff. 2 Abs. 1 neu wie folgt zu formulieren: «<Dem Volk wird ein Gegenvorschlag in Form des
Nachtrags zum Einfiihrungsgesetz zur Bundesgesetzgebung Uber die Familienzulagen unter-
breitet.»;

— Ziff. 2 Abs. 2 zu streichen.®

Im Namen der Regierung

Stefan Kolliker
Prasident

Canisius Braun
Staatssekretar

3 Vgl. Entwurf der Antréage der vorberatenden Kommission («gelbes Blatt») — einschliesslich Entwurf des Nachtrags

zum Einflilhrungsgesetz zur Bundesgesetzgebung tber die Familienzulagen — im Anhang.
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Anhang

Kantonsratsbeschluss Uber die Gesetzesinitiative «Familien starken
und finanziell entlasten»

Antrage der vorberatenden Kommission vom ee

Ziff. 2 Abs. 1:

Abs. 2:

Dem Volk sell-ein-Gegenvorschlagin-Form-eines-ausformulierten
Entwurfs-vorgelegtwerdenwird ein Gegenvorschlag in Form des

Nachtrags zum Einfihrungsgesetz zur Bundesgesetzgebung Uber
die Familienzulagen unterbreitet.*

Streichen.

Begrundung:

Im Zuge der Beratungen des XV. Nachtrags zum Steuergesetz ei-
nerseits und der Gesetzesinitiative «Familien starken und finanziell
entlasten» anderseits zeichnet sich ein politischer Kompromiss ab,
der verschiedene steuer- und sozialpolitische Massnahmen einbe-
zieht. Als ein Element dieses Kompromisses sollen die Kinder- und
Ausbildungszulagen im Kanton St.Gallen gegeniber den bundes-
rechtlichen Mindestanséatzen um Fr. 30.— angehoben werden. Dies
kann in Form eines Gegenvorschlags zur genannten Gesetzesinitia-
tive erfolgen, namentlich tiber einen Nachtrag zum Einfihrungsge-
setz zur Bundesgesetzgebung Uber die Familienzulagen.

4

schluss an diese Antrage.
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Kantonsrat St.Gallen 22.18.00

Nachtrag zum Einfihrungsgesetz zur Bundesgesetzgebung tber
die Familienzulagen

Entwurf der Regierung vom 30. Oktober 2018

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen

erlasst:

Der Erlass «Einfihrungsgesetz zur Bundesgesetzgebung tUber die Familienzulagen vom 27. Juni
2017»° wird wie folgt geandert:

Art. la (neu) Hohe der Familienzulagen

! Die Kinderzulage und die Ausbildungszulage liegen je Fr. 30.— Giber den Mindestanséatzen
nach der Bundesgesetzgebung tber die Familienzulagen.

[keine Anderung anderer Erlasse]

[keine Aufhebung anderer Erlasse]

V.

Die Regierung bestimmt den Vollzugsbeginn dieses Erlasses.

5 sGS 371.1.

bb_sgprod-846205 .DOCX

6/6



	%Title%
	Zusammenfassung
	1 Ausgangslage
	2 Haltung der Regierung
	3 Verfahren und weiteres Vorgehen
	4 Finanzielle Auswirkungen
	4.1 Allgemein
	4.2 Kanton

	5 Referendum
	6 Antrag
	Nachtrag zum Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung über die Familienzulagen


